
DIE RHEINPFALZ — NR. 65 SAMSTAG, 16. MÄRZ 2024LAND

spe_hp17_lk-land.02

Klimaschutz kontra Artenschutz
Drei Windräder drehen sich schon auf dem Gebiet der Verbandsgemeinde Römerberg-Dudenhofen.
Künftig sollen es mehr sein, weshalb die Kommunalpolitik weitere Flächen für den Bau von Windkraftanlagen
freigeben will. Doch jetzt gibt es Widerstand von Naturschützern, die Gefahren vor allem für die Tierwelt sehen.

VON TIMO LESZINSKI

VG RÖMERBERG-DUDENHOFEN.
Zehn Flächen mit einer Größe von
rund 660 Hektar hatte das Planungs-
büro Piske im vergangenen Jahr prä-
sentiert, auf denen Windenergieanla-
gen prinzipiell möglich wären. Alle
anderen Gebiete in der Verbandsge-
meinde schieden aus verschiedenen
Gründen aus. Im Dezember leitete der
Verbandsgemeinderat einen Teilflä-
chennutzungsplan „Windenergie“ in
die Wege, in dem sechs der zehn Flä-
chen enthalten sein sollen. Sprich:
Dort sollen künftig grundsätzlich
Windkraftanlagen möglich sein. Von
Ende Januar bis Anfang März lag der
Planentwurf öffentlich aus und Bür-
ger hatten die Möglichkeit, sich dazu
zu äußern. Auch die sogenannten Trä-
ger öffentlicher Belange konnten da-
zu Position beziehen.

In einer gemeinsamen Stellungnah-
men üben gleich mehrere Natur-
schutzorganisationen aus der Region
nun deutliche Kritik an der Auswahl
der Flächen: Vier davon halten sie für
nicht geeignet für den Bau von Wind-
kraftanlagen und sehen dabei insbe-
sondere die Artenvielfalt in Gefahr.
„Wir befürworten prinzipiell den
Ausbau der regenerativen Energien
und damit auch der Windenergiean-
lagen als notwendigen Beitrag zum
Klimaschutz“, heißt es in der Stel-
lungnahmen, die von den Vorsitzen-
den der Natur- und Vogelschutzverei-
ne aus Dudenhofen, Harthausen und
Hanhofen sowie der BUND-Kreis-
gruppe unterzeichnet wurde. Auch
der Vizepräsident der Gesellschaft für
Naturschutz und Ornithologie (Gnor)
Rheinland-Pfalz steht hinter dem
Schreiben. Die Unterzeichner finden,
dass beim Windkraft-Ausbau „auch
die Biodiversitätskrise und damit der
Arten- und Biotopschutz berücksich-
tigt werden“ müssen.

Vögel und Fledermäuse
Die Naturschützer monieren, dass ein
im November erschienener „Fachbei-
trag Artenschutz für die Planung von
Windenergieanlagen in Rheinland-
Pfalz“ des Landesamts für Umwelt
nicht bei der Entscheidung für die Flä-
chen berücksichtigt wird. Die größten
Bedenken hegen sie dagegen, eine
rund 128 Hektar große Fläche nörd-
lich von Hanhofen für Windkraft frei-
zugeben. Das Gebiet liegt teilweise im
Wald. Es sei in großen Teilen Vogel-
und Landschaftsschutz- sowie FFH-
Gebiet. „Windenergiesensible“ Vogel-
arten wie Ziegenmelker und Wiede-
hopf kämen dort vor oder könnten
dort Lebensraum finden, ebenso wie
Fledermäuse. Es sei „weder nachvoll-

ziehbar noch vermittelbar, weshalb
auf die anderen Teilflächen im Wald
aus naturschutzrechtlichen Gründen
verzichtet wurde“, auf diese aber
nicht.

Ebenfalls nicht einverstanden sind
die Naturschützer damit, eine 90
Hektar große Fläche südwestlich von
Heiligenstein zwischen Bahnlinie und
B9 für Windkraft freizugeben. Zwar
liege das Gebiet, das derzeit landwirt-
schaftlich genutzt wird, nicht in ei-
nem Naturschutzgebiet. Allerdings
diene es Vogelarten als Nahrungsflä-
che, bei denen die Gefahr bestehe,
dass sie mit Windrädern kollidierten
– wie Rot- und Schwarzmilan, Rohr-
weihe oder Weißstorch. Außerdem
sei die Fläche Teil eines landesweit
bedeutsamen Rastgebiets für wind-
energiesensible Vogelarten wie Saat-
gänse. Der Bereich um die benachbar-
ten Schwegenheimer Windräder wer-
de von nordischen Saat- und Blass-
gänsen bereits gemieden. Insbeson-
dere auch für den Wert der nahen
Mechtersheimer Tongruben als Rast-
platz für Wintervögel sei die Fläche
wichtig. Ähnlich ist die Begründung
der Naturschützer für die Ablehnung
einer zirka 32 Hektar großen Fläche
ebenfalls auf Römerberger Gemar-
kung, zwischen Bahnlinie, K5 und
L507.

Bei den letzten beiden Flächen, wel-
che die Verbandsgemeinde im Teilflä-
chennutzungsplan für Windenergie
freigeben will, handelt es sich zum ei-
nen um zirka 124 Hektar rund um die
bereits bestehenden drei Windräder
zwischen Dudenhofen, Harthausen
und Römerberg und zum anderen um
knapp 23 Hektar auf Ackerland süd-
lich von Harthausen. Bei beiden Flä-
chen sehen die Naturschützer zwar
auch Gründe, die gegen Windkraftan-
lagen dort sprechen, dennoch stim-
men sie angesichts der „bestehenden
Vorbelastung“ der Ausweisung der
Gebiete für Windkraft zu.

Wie es weitergeht
Der landesweite Zielwert, 2,2 Prozent
Fläche für Windkraft bereitzustellen,
werde für die Verbandsgemeinde Rö-
merberg-Dudenhofen mit diesen bei-
den Flächen bereits deutlich übertrof-
fen. Die Naturschützer bitten die poli-
tisch Verantwortlichen daher, die üb-
rigen Flächen aus dem Plan herauszu-
nehmen. „Wenn ich Alternativen ha-
be, nehme ich doch andere Flächen“,
findet Christiane Brell, Vorsitzende
des Natur- und Vogelschutzvereins
Dudenhofen und eine der Unterzeich-
nerinnen der Stellungnahme. Insbe-
sondere zur Freigabe des Waldgebiets

nördlich von Hanhofen sagt sie: „Das
verstehe ich überhaupt nicht, dass
man da hineingeht.“

Ob die Flächen im Plan bleiben, ent-
scheidet letztlich die Politik. Doch
folgt sie dabei wahrscheinlich der
Empfehlung, die sich aus der Abwä-
gung der eingegangenen Stellung-
nahmen ergibt. Diese werden sich das
Planungsbüro Piske und die Ver-
bandsgemeindeverwaltung in den
kommenden Monaten genauer an-
schauen. Laut Ulrich Villinger vom
Büro Piske haben auch Kreisverwal-
tung und Verband Region Rhein-Ne-
ckar artenschutzrechtliche Bedenken
angemeldet. Außerdem haben laut
VG-Bauamtsleiter Andreas Lochbaum
rund 20 Bürger ähnliche Einwände
wie die Naturschutzverbände geäu-
ßert.

Der Frage, wie berechtigt diese sind,
soll nun nachgegangen werden, wie
Villinger berichtet. Es soll beispiels-
weise auch geprüft werden, ob eine
Abschaltautomatik für Windräder
diese in den betreffenden Gebieten
unter Artenschutzgesichtspunkten
verträglicher machen würde – und ob
sie dann noch wirtschaftlich zu be-
treiben seien. Bis das Thema zur Ab-
stimmung wieder in den Rat kommt,
dauere es voraussichtlich bis nach der
Sommerpause, schätzt Lochbaum.

Landrat weist Kritik zurück
VON NADINE KLOSE

RHEIN-PFALZ-KREIS. Die Kreisver-
waltung und Landrat Clemens Kör-
ner (CDU) weisen die Kritik im Arti-
kel und Kommentar zur Ausländer-
behörde zurück. Eine Frau aus Du-
denhofen hatte geschildert, dass ihr
Mann nicht ausreisen kann, weil ihm
eine Bestätigung der Kreisverwal-
tung fehlt.

Körner und die Kreisverwaltung sa-
gen, dass es nicht stimmt, dass staatli-
che Behörden nicht richtig zusam-
menarbeiten könnten und die Verwal-
tung nicht funktionieren würde. „Die
Ausländerbehörde wird bei türki-
schen Staatsbürgern von Konsulaten
oder Botschaften am Verfahren betei-
ligt, ist für die Bearbeitung auf deren
Mitwirken angewiesen und hat auf
den dortigen Verfahrensfortgang kei-
nen Einfluss“, heißt es in einer Stel-
lungnahme der Kreisverwaltung.

Als die RHEINPFALZ die Kreisver-
waltung am Montag mit konkreten

Kreisverwaltung äußert sich nun doch zum Fall des Mannes, der nicht ausreisen kann
Fragen zum Fall des Dudenhofeners
Hakan Binbasioglu kontaktiert hatte,
verwies die Behörde auf den Daten-
schutz und äußerte sich nicht. Jetzt
schreibt sie: „Wir hoffen sehr, dass
Herr Binbasioglu bald wieder bei sei-
ner Familie ist. Wir hoffen ebenfalls,
dass er uns dann die Erlaubnis gibt, die
Daten zu diesem Fall zu veröffentli-
chen. Dann berichten wir gerne detail-
liert darüber, wie es zu diesem Fall
kam, wann uns die Unterlagen vorla-
gen und in welcher zeitlichen Abfolge
sie bearbeitet wurden, damit sich die
RHEINPFALZ-Leser ein vollständiges
Bild von der Geschichte machen kön-
nen.“ Weiter sagt die Kreisverwaltung,
dass die Voraussetzungen seitens des
Kreises für die Einreise von Hakan Bin-
basioglu seit Anfang März vorliegen.

Binbasioglu flog Ende Januar in die
Türkei und wurde Anfang Februar an
der Grenze abgewiesen, weil ihm eine
elektronische Bestätigung seiner Nie-
derlassungserlaubnis im Visaportal
fehlte. Er hatte nur ein Dokument der
Kreisverwaltung dabei, das ihm die

Behörde im vergangenen Juli in Pa-
pier- statt in digitaler Form mit Ver-
weis auf den Hackerangriff ausgestellt
hatte. Die türkische Grenzpolizei ak-
zeptierte dieses Formular nicht. Bin-
basioglus Frau kontaktierte anschlie-
ßend nach eigenen Angaben mehrfach
die Kreisverwaltung und schaltete
schließlich einen Anwalt ein, weil sie
keine Rückmeldung von der Behörde
bekam.

Die Kreisverwaltung wurde vor ein-
einhalb Jahren Opfer eines Hacker-
angriffs. Auf RHEINPFALZ-Nachfrage
hieß es, dass die Ausstellung von elek-
tronischen Aufenthaltstiteln seit ein-
einhalb Monaten wieder möglich sei
und ausschließlich nach Terminver-
einbarung erfolge. Über Details – wie
Organisation, Ablauf und Terminver-
einbarungsmöglichkeiten – will die
Ausländerbehörde nach eigenen An-
gaben in Kürze informieren.

Hakan Binbasioglu konnte inzwi-
schen aus der Türkei ausreisen und ist
wieder zu Hause bei seiner Frau und
seinen vier Kindern.

Erdöl-Bohrung: Erst mal warten

VON NADINE KLOSE

OTTERSTADT/MAINZ. Die Ortsge-
meinde Otterstadt, die Verbandsge-
meinde Rheinauen und der Bund für
Umwelt und Naturschutz (BUND)
Rheinland-Pfalz warten jetzt auf die
Urteilsbegründungen, in denen das
Verwaltungsgericht seine Entschei-
dung erläutert. Das wird ein paar Wo-
chen dauern. Die beiden Kommunen
und der BUND hatten gegen das Lan-
desamt für Geologie und Bergbau
(LGB) geklagt, das den für das Erdöl-
Vorhaben notwendigen Hauptbe-
triebsplan zugelassen hatte.

Andreas Tschauder, Leiter des Berg-
bauamts in Mainz, erklärte am Freitag
auf RHEINPFALZ-Anfrage, dass sich
das LGB in seiner Anwendung der
berg-, umwelt- und verwaltungs-
rechtlichen Bestimmungen durch die
Entscheidung des Verwaltungsge-
richts bestätigt sieht. Weiter geht er
auf Nachfrage darauf ein, wie es jetzt
im Genehmigungsverfahren für die
Erdöl-Bohrung weitergeht: Dem
Bergbauamt liege ein Antrag auf Zu-
lassung eines Sonderbetriebsplans
zum Bau eines Bohrplatzes vor.

Verfahren ruht noch
Diesen Plan hatte das Erdöl-Konsorti-
um aus den Firmen Neptune Energy
und Palatina Geocon im vergangenen
September beim LGB eingereicht. Das
Zulassungsverfahren ruhte laut
Tschauder auf Antrag des Unterneh-
mens bislang jedoch. Grund war das
Gerichtsverfahren. Nach Angaben des
Bergbauamtsleiters braucht es nun
eine Entscheidung des Unterneh-
mens, ob das Verfahren wieder aufge-
nommen werden soll.

Neptune-Sprecher Stefan Brieske
sagte am Freitag auf Anfrage, dass das
Konsortium je nach juristischer Situa-
tion im Sonderbetriebsplanverfahren
voranschreiten wolle. Hintergrund
dieser Aussage ist, dass die Kläger Be-
rufung beim Oberverwaltungsgericht
einlegen könnten und das Verfahren
dann weiter ruhen könnte.

Der BUND sowie die politischen
Gremien der Ortsgemeinde Otter-
stadt und der Verbandsgemeinde
Rheinauen entscheiden erst, ob sie
weiter juristisch gegen das Projekt
vorgehen, wenn sie die Urteilsbe-
gründung vorliegen haben und ihre
weiteren juristischen Chancen besser

abschätzen können. Möglicherweise
wird eine Klage auch erst später im
Genehmigungsverfahren in Betracht
gezogen, wenn es um die Sonderbe-
triebspläne geht. Denn für jeden
Schritt in einem Erdöl-Projekt – den
Bohrplatzbau, die Bohrung selbst und
eine spätere etwaige Förderung –
braucht es einen Sonderbetriebsplan,
den das Bergbauamt prüfen und ge-
nehmigen muss. In den Sonderbe-
triebsplänen geht es dann auch um
Lärm- und Umweltschutz.

Es ist daher nach wie vor nicht ab-
sehbar, ob und wann zwischen Otter-
stadt und Waldsee nach Erdöl ge-
bohrt werden darf.

Das Verwaltungsgericht in Neustadt hat diese Woche
Klagen gegen das Land und das Erdöl-Projekt zwischen
Otterstadt und Waldsee abgewiesen. Wie geht es jetzt weiter?

LINGENFELD. Die Kolpingbrücke soll
abgerissen und neu errichtet werden:
Dazu muss aber zunächst der Boden
untersucht werden, um zu sehen, wie
die Dammflächen verbreitert werden
können, wie der anfallende Aushub
zu entsorgen ist – und ob auch die be-
stehenden Widerlager zu erneuern
sind. Zudem wird untersucht, ob sich
im Untergrund Kampfmittel befin-
den. Entsprechende Baugrund- und
Bodenuntersuchungen hat der Ge-
meinderat in Auftrag gegeben. Kos-
ten: 6400 Euro. |nti

Kolpingbrücke:
Abriss beschlossen Fähre fährt wieder

BRÜHL/OTTERSTADT. Die Kollerfähre,
die zwischen Brühl und der linksrhei-
nisch gelegenen Kollerinsel bei Otter-
stadt pendelt, hat die Winterpause
beendet und fährt wieder.

In der Vorsaison bis 31. März ist die Fäh-
re von 10 bis 17 Uhr im Betrieb – genau
wie in der Nachsaison im Oktober. In
der Hauptsaison ab April bis Ende Sep-
tember fährt das Schiff von 10 bis 19.30
Uhr. Es gibt keine Mittagspause, mon-

Kollerfähre beendet Winterpause, Tarife unverändert
tags und dienstags findet kein Fährbe-
trieb statt – außer an Feiertagen und in
den Sommerferien von Baden-Würt-
temberg, vom 29. Juli bis 8. September.
Wenn das Wetter gut ist, ist die Fähre
abends länger im Betrieb. Die Fährtarife
bleiben unverändert: Fußgänger und
Radfahrer zahlen einen Euro, für Mofa,
Trike, Motorrad oder Auto wird 1,50 Eu-
ro fällig, Auto mit Rückfahrt 2,50 Euro,
Pkw mit Anhänger, Wohnmobile und
Bus 4,50 Euro. |rhp/nhe

Windkraftanlagen zwischen Dudenhofen und Harthausen: Die Fläche für weitere Anlagen zu erweitern wäre für die
Naturschützer in Ordnung. An anderen Stellen lehnen sie neue Windräder ab. ARCHIVFOTO: LENZ

KOMMENTAR

Konflikt verstärkt sich

Im Speyerer Umland wird um Standorte für Windkraftanlagen
gerungen. Die Naturschützer haben gute Argumente.

Dass der Bau von Windkraftanlage
durchaus auch seine Schattenseiten
für die Natur hat, wird von manchen
Verfechtern der Energiewende un-
gern erwähnt. Der Konflikt zeigt
sich aber immer stärker, je mehr
Windkraftanlagen gebaut werden
sollen. Viele aus Naturschutzsicht
unbedenkliche Standorte sind
schon belegt. Wobei „unbedenk-
lich“ es nicht ganz trifft, denn in je-
dem Fall werden zuvor unbebaute
Flächen versiegelt. Der Druck, die
Anlagen auch in ökologisch sensi-
bleren Gebieten aufzustellen, steigt
also. Wie berechtigt sind insofern
die Einwände der Naturschützer ge-
gen die Pläne im Speyerer Umland?
Dass ein Waldgebiet, das gleichzei-
tig Vogelschutz-, Landschafts-
schutz- und FFH-Gebiet ist, im Teil-
flächennutzungsplan für Windkraft

freigegeben werden soll, erscheint
tatsächlich befremdlich – zumal so-
gar die Autoren der Windpotenzial-
studie davon abrieten, diese Fläche
mit aufzunehmen. Der Grund dürfte
politischer Natur sein: Es wäre die
einzige Fläche für Windkraft auf
Hanhofener Gemarkung. Aber auch
bei den übrigen kritisierten Flächen
haben die Naturschützer stichhalti-
ge Argumente. Hinzu kommt: Auch
optisch wäre es besser, sich auf zwei
Gebiete mit Windrädern zu konzen-
trieren. Das Argument, dass die Ver-
bandsgemeinde damit bereits mehr
als 2,2 Prozent ihre Fläche für Wind-
kraft ausweist, ist hingegen zwar
richtig. Andererseits ist klar: Wenn
Gebiete wie der Pfälzerwald ver-
schont werden sollen, dann müssen
anderswo umso mehr Anlagen ge-
baut werden.
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Ein ähnliches Projekt wie es in Otterstadt angedacht ist: Vor rund fünf Jahren för-
derte das Konsortium testweise bei Schwegenheim Erdöl. Inzwischen ist das Unterneh-
men Neptune Energy abgesprungen, weil es eine dauerhafte Förderung dort als nicht
wirtschaftlich ansieht. Partner Palatina Geocon will weiter machen. ARCHIVFOTO: LENZ


